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Biel: Bitte lassen Sie uns weiter differenzie-

ren. Die Erstellung und auch Prüfung vergan-

genheitsbezogener Daten ist vergleichsweise 

einfach. Zukunftsorientierte Informationen sind 

ihrem Wesen nach stets recht diffizil, Planungs- 

und Prognosesicherheit gelten als schwierige 

Themen. Wertende Aussagen sind immer auch 

eine Frage der Betrachtungsweise. Und bei im-

materiellen oder auch „weichen“ Werten haben 

wir, auch Controller, methodische Probleme. 

Welche Schlüsse müssen wir daraus ziehen für 

Berichte im Allgemeinen und für den Lagebe-

richt im Besonderen? 

Freichel: In der Tat sind vergangenheitsbezo-

gene Daten vergleichsweise einfach zu prüfen, 

z. B. die Übereinstimmung der im Lagebericht 

gemachten Angaben mit den Angaben im Ab-

schluss. Zukunftsorientierte Informationen kön-

nen bestenfalls mit zwischenzeitlich eingetrete-

nen Geschehnissen gewürdigt werden. Es kann 

darüber hinaus geprüft werden, ob sie mit dem 

Jahresabschluss insofern in Einklang stehen, 

als sie vor dem Hintergrund der Jahresab-

schlussangaben plausibel erscheinen. 

Biel: Bei der betriebswirtschaftlichen Planung 

spielen u. a. die zugrunde liegenden Annahmen 

eine große Rolle. Lässt sich diese Vorgehens-

weise auf die Prüfung übertragen?

Freichel: Ja, es ist zu prüfen, ob die für die 

Prognoseerstellung verwendeten Annah-

men und Wirkungszusammenhänge, die 

Art der Prognose sowie der Zeithorizont 

zutreffend angegeben wurden. Wertende 

Informationen müssen dahingehend beurteilt 

werden, ob diese plausibel, konsistent und 

frei von Widersprüchen sind und ob diese mit 

den während der Prüfung erlangten Erkennt-

nissen in Einklang stehen. Bei sämtlichen 

wertenden Aussagen ist – über die Angemes-

senheit der Einzelaussage hinaus – zu prüfen, 

ob nicht ein unzutreffender Gesamteindruck 

vermittelt wird, weil manche Informationen 

weggelassen oder andere Informationen un-

zutreffend gewichtet werden. Es darf also 

kein falscher Eindruck aufgrund einseitiger 

Berichterstattung trotz zutreffender Einzelan-

gaben erweckt werden.

Brösel: Um schließlich Schlüsse für Berichte 

im Allgemeinen und – darauf aufbauend – für 

den Lagebericht im Besonderen zu ziehen, 

Lagebericht – noch ein Bericht?  
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Interview mit Univ.-Prof. Dr. Gerrit Brösel, FernUniversität in Hagen, 
und WP/StB Dipl.-Kfm. Christoph Freichel 

von Alfred Biel
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möchte ich zumindest modellhaft auf drei Ebe-

nen antworten:

Auf erster Ebene – nennen wir sie inhaltliche 

oder sachliche Ebene – gehe ich mal davon 

aus, dass Berichte der Entscheidung dienen. 

Dabei sollte zunächst zwischen Informations-

bedarf, Informationsnachfrage und Informati-

onsangebot unterschieden werden. Als Infor-

mationsbedarf sollen die entscheidungsrele-

vanten, wirtschaftlich sinnvollen Informationen 

gelten. Die Wünsche der Adressaten bzw. die 

ggf. relevanten gesetzlichen Vorschriften stel-

len die Informationsnachfrage dar. Als Infor-

mationsangebot soll das gelten, was der Be-

richtersteller in diesen integriert. Stellt man die-

se drei Bereiche als Kreise dar, dann sollte die 

Schnittmenge der drei Kreise, der den relevan-

ten Informationsstand des Entscheidungsträ-

gers darstellt, möglichst groß sein. Für eine 

zielorientierte Informationswirtschaft im Unter-

nehmen bedeutet das, dass bekannt ist, wel-

che Informationen entscheidungsrelevant sind, 

dieser Informationsbedarf auch von der Unter-

nehmensleitung als solcher akzeptiert wird und 

der Controller das entsprechende Informations-

angebot erstellt. Es gibt allerdings kein Unter-

nehmen, in dem diese drei Kreise übereinan-

derliegen. Im Hinblick auf den Versuch, die 

Schnittmenge zu vergrößern, sollte beachtet 

werden: Der stabilste der Kreise sollte der des 

Informationsbedarfs sein, sofern dessen Er-

mittlung sachgerecht erfolgte.

Bei jedem Bericht spielt auch eine zweite Ebe-

ne – nennen wir sie mal Beziehungsebene – 

eine Rolle: Die Erstellung und die Interpreta-

tion der Informationen werden beeinflusst 

durch die Situation, das Erfahrungswissen 

und die Wortwahl. Wenn Ersteller und Emp-

fänger „andere Sprachen sprechen“ bzw. un-

terschiedliches Hintergrundwissen oder unter-

schiedliche Erwartungen haben, dann verste-

hen sie auch noch so sachgerecht erstellte Be-

richtsinhalte unterschiedlich bzw. nicht. Die 

Empfänger von Berichten aus dem Controlling 

sollten also nicht nur wissen, was Kapitalwerte, 

interne Zinsfüße und Deckungsbeiträge sind, 

sondern auch, wie diese berechnet werden und 

was deren Vor- und Nachteile bzw. Aussage-

grenzen sind.

Als dritte Ebene kommt noch die Beeinflus-

sungsebene hinzu: Der Ersteller sammelt,  

filtert und gestaltet die Informationen. Selbst 

„harte“ Informationen kann er z. B. durch be-

wusste oder unbewusste Verwässerung be-

einflussen. Mit zielgerichteter Semantik lassen 

sich zudem, wie in vielen anderen Lebensbe-

reichen auch, Sachverhalte so beschreiben, 

dass zwar eine richtige Aussage getroffen 

wird, jedoch die Formulierung eine ande-

re Wahrnehmung beim Empfänger bewir-

ken kann. Die Adressaten von Berichten soll-

ten sich dessen bewusst sein. Sie sollten sen-

sibilisiert sein.

Biel: Das war eine beeindruckende Darstel-

lung, vor allem auch für Controllerinnen und 

Controller. Können Sie die genannten Ebenen 

auf den Lagebericht übertragen? 

Freichel: Der Gesetzgeber gibt in der Tat – 

und damit ist die erste Ebene angesprochen 

– zahlreiche Informationsaspekte teilweise 

recht abstrakt regulatorisch vor. Der Unter-

nehmer, also der Informationsanbieter, hat 

oftmals ein Interesse daran, nicht allzu 

viele Informationen preiszugeben, die der 

Informationsnachfrager sich erwünscht – teil-

weise wünscht sich dieser vielleicht sogar In-

formationen, die nicht reguliert sind. Somit 

kann davon ausgegangen werden, dass die 

Schnittmenge in der Rechnungslegungspraxis 

und vor allem beim Lagebericht nicht allzu 

groß sein wird. 

Im Hinblick auf den Aspekt der angesproche-

nen Beziehungsebene, also hinsichtlich der 

zweiten Ebene, ist bzgl. der Fachkompetenz 

der Adressaten zu fragen, ob für die Beurtei-

lung der Lageberichterstattung unterstellt 

wird, dass diese sachverständige Dritte sind 

oder nicht. Die Rechnungslegung richtet sich 

nämlich im Unterschied zu den Anforderun-

gen, die an ein System – wie das der Buchfüh-

rung – zu stellen sind bzw. Teile des Aufsichts-

rats betreffen, an jedermann und eben nicht 

an sachverständige Dritte. Allerdings kann 

der Eindruck nicht zerstreut werden, dass die 

Komplexität der Lageberichterstattung in praxi 

von dem Abschlussadressaten ein wirtschafts-

wissenschaftliches Studium erfordert.

Die dritte Ebene, die Beeinflussungsebene, 

hatten wir ja in Teil 1 (CM 1/2016) schon the-

matisiert.

Biel: Mit dem Lagebericht erhält die Unterneh-

mensleitung die Gelegenheit, aus ihrer 

Sicht und mit ihrer Einschätzung das Un-

ternehmen darzustellen. Lassen Sie uns 

das Thema bitte etwas drehen. Wieweit 

kann ein Unternehmen die Erstellung eines 

Lageberichts auch für „PR-Zwecke“ nutzen, 

um bestimmte Effekte in der Öffentlichkeit zu 

erzielen, vielleicht irreführende Verhältnisse 

vermitteln, zumal die Möglichkeiten des Ab-

schlussprüfers insbesondere bei qualitativen 

Prüfungen begrenzt sind. 

Brösel: Vor allem beim Lagebericht, der zahl-

reiche Freiräume inhaltlicher und gestalteri-

scher Art gewährt, sollten die Unternehmen im 

eigenen Interesse über die Qualität der Be-

Abb. 1: Eine große Schnittmenge von Informationsnachfragen, -bedarf und -angebot wird angestrebt
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Brösel [lachend]: Theorien und Vorlesungen 

sind ja auch etwas für die Praxis. Meiner Mei-

nung nach sollten diese Grundsätze, gerade 

weil es keine detaillierten gesetzlichen Rege-

lungen zur Erstellung von Lageberichten gibt, 

eine hohe Bedeutung für die Praxis haben. 

Schließlich fällt es den Erstellern oft schwer, 

die bestehenden gesetzlichen Regelungen zu 

interpretieren und anzuwenden. Diese Lücke 

versuchen die Grundsätze der Berichterstat-

tung zu schließen. Sie sollten für die Praxis  

hilfreiche und notwendige Informationen bzw. 

Vorgaben, wie die Lageberichterstattung zu  

erfolgen hat, bieten.

Biel: Tatsächlich? 

Brösel: Na ja. Grundsätze sind oft nur mehr 

oder wenig eindeutig verbal ausformulierte 

Handlungsempfehlungen, deren vollumfängli-

che Umsetzung kaum oder nur wenig quantifi-

zier- oder messbar ist. Letztlich sind die Grund-

sätze somit eine Art „Ehrenkodex“, [schmun-

zelnd] die in praxi sicherlich auch von vielen  

Bilanzerstellern, den „ehrbaren Kaufleuten“, 

nach bestem Wissen und Gewissen eingehal-

ten werden. 

Biel: Werfen Sie bitte einen kurzen Blick auf 

wichtige Grundsätze und deren Umsetzung in 

der Praxis. 

Brösel: Die Einhaltung der Grundsätze der 

Richtigkeit und der Wesentlichkeit sind für 

mich als externen Beobachter im Hinblick auf 

qualitative Informationen noch schwerer einzu-

schätzen als für den Wirtschaftsprüfer, weil ich 

ja nicht weiß, was von den publizierenden Un-

ternehmen als unwesentlich eingestuft und 

schließlich nicht publiziert wurde. Lassen Sie 

mich deshalb auf den Grundsatz der Klarheit 

und Verständlichkeit eingehen.

Biel: Können Sie diesen Grundsatz etwas kon-

kretisiert veranschaulichen? 

Brösel: Der Lagebericht ist unter anderem 

übersichtlich zu gliedern und in deutscher 

Sprache zu verfassen. Eine in 2011 von Ol-

brich/Fuhrmann veröffentlichte Untersuchung 

(in: AG, S. 326-331) machte deutlich, dass 

man zur Lektüre von DAX-30-Geschäfts-

berichten des Jahres 2009 neben einem 

Freichel: Mit zielgerichteter Wortwahl lassen 

sich – wie in anderen Bereichen auch – Sach-

verhalte so beschreiben, dass zwar eine wahre 

Aussage über den z. B. negativen Umstand ge-

troffen wird, die Formulierung beim Adres-

saten jedoch eine positive Wahrnehmung be-

wirkt. Beispielsweise kann formuliert werden, 

dass man sich zukünftig auf das Kerngeschäft 

konzentriert, wenn ein lukrativer Nebenbereich 

verloren wurde. 

Selbst die „harte“ Aussage, dass die Gesell-

schaft „das erwartet positive Ergebnis erzielt 

hat“, muss nicht unbedingt i. S. d. Beeinflus-

sungsebene heißen, dass unterm Strich ein 

positives Ergebnis steht. Es kann auch be-

deuten, dass im Vergleich zur vorhergehenden 

Berichtsperiode ein geringerer Jahresfehl-

betrag erwirtschaftet wurde. Will heißen, die 

Aussage ist vertretbar, kann den Adressaten je-

doch in die Irre führen.

Biel: Als Teil der Rechnungslegung unter-

liegt der Lagebericht den allgemeinen 

„Grundsätzen der Berichterstattung“. 

Grundsätze der Berichterstattung sind ein 

grundsätzliches Dauerthema. Ein früheres 

Interview in dieser CM-Reihe hat sich dieser 

Problematik gewidmet. Wegen der prakti-

schen Bedeutsamkeit lassen Sie uns bitte die-

ses Thema aufgreifen. Zum Lagebericht gibt 

es u. a. den Grundsatz der Richtigkeit, den 

den Grundsatz der Klarheit und Verständlich-

keit, den Grundsatz der Wesentlichkeit usw. 

Welche praktische Bedeutung haben diese 

Grundsätze? Gibt es hierzu diskussionswerte 

Erfahrungen? 

Freichel: Neben diesen Grundsätzen sind 

noch die Grundsätze der Vollständigkeit, der 

Verlässlichkeit und Ausgewogenheit, der Ste-

tigkeit, der Vermittlung der Sicht der Kon-

zern- bzw. Unternehmensleitung sowie der 

Informationsabstufung relevant. Sämtliche 

Grundsätze haben in der Praxis eine große 

Bedeutung. Schließlich hat der Abschluss-

prüfer die Einhaltung dieser Berichtsgrund-

sätze im Rahmen seiner pflichtgemäßen Prü-

fung zu beurteilen.

Biel: Grundsätze können sich nach Theorie und 

Vorlesung anhören. Sind sie auch etwas für die 

Praxis?

richterstattung nachdenken. Der Lagebe-

richt ermöglicht ihnen, relevante wirtschaftliche 

Informationen präzise und verständlich zu  

vermitteln, um ein Vertrauensverhältnis zu den 

Adressaten aufzubauen.

Biel: Und die Praxis verfährt auch tatsäch lich so?

Brösel: Die Praxis offenbart meist ein anderes 

Bild: Die Kunst des Lageberichts liegt in 

der Umschreibung und im „Schönreden“. 

Wie in der Politik nach der Wahl liegt der 

Schwerpunkt oft darin, schlechte oder risiko-

behaftete Geschäftsentwicklungen positiv 

darzustellen bzw. sich mit blumigen, markigen 

Worten als vorwärtsgewandt und voraus-

schauend darzustellen.

Biel: Was sollten bspw. Wirtschaftsjournalisten 

hierzu wissen?

Brösel: Dass Geschäftsberichte beeinflusst 

werden, das sollte jeder wissen. Dass dies 

den Lagebericht in besonderer Weise betrifft, 

ergibt sich aus den gesetzlichen Normen, die 

zahlreiche Freiräume lassen, und den weitge-

hend qualitativ ausgerichteten Inhalten.

Biel: Manchmal hört oder liest man von der 

„Informationsaufblähung“. Gibt es hierzu  

Erfahrungen? 

Brösel: Neben der Art der Darstellung spielt 

der Umfang eine Rolle, der weit oder eng ge-

fasst werden kann. Eine Verwässerung durch 

Informationsaufblähung ist kaum nachweisbar, 

denn die Aufnahme von weiteren Informatio-

nen kann das Unternehmen sowohl mit der 

besonderen Bedeutung eines Sachverhaltes 

für das Unternehmen als auch im Hinblick auf 

das Befriedigen der besonderen Informations-

interessen bestimmter Adressaten begründen. 

Der Informationsaufblähung sind jedoch 

Schranken gesetzt: So haben es Unterneh-

men, die als bislang publikationsfreudig klassi-

fiziert werden, schwerer, zukünftig Informa-

tionen zurückzuhalten. Ein plötzliches Weg-

lassen gewisser Angaben würde dann un-

mittelbar und nachteilig auffallen sowie 

hinterfragt werden.

Biel: Routine in der sprachlichen Gestal-

tungsfähigkeit ist also hilfreich?

Interview zum Thema: Lagebericht – noch ein Bericht? 
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richterstattung erfolgreich praktizieren. 

Diese haben aber international einen zu ge-

ringen Einfluss. Wenn die „Big Four“ der WP-

Gesellschaften diesbezüglich einen Markt se-

hen würden, dann würde aus dem Empfeh-

lungscharakter zeitnah eine Verbindlichkeit 

werden. Aber hier sind aus WP-Sicht Chancen 

und Risiken eher ungünstig verteilt. Deshalb ist 

ja auch der „Management Commentary“, wenn 

er denn erstellt wird, international keine zu tes-

tierende Rechnungslegungskomponente. Inso-

fern gibt es auf internationaler Ebene hierfür 

auch keine Prüfungsstandards.

Biel: Macht die Konstellation der Freiwilligkeit 

empfindlich für interessengeleitete Informa-

tionen? Welche Gefahren sehen Sie?

Brösel: Zunächst, die Entwicklung zeigt, dass 

sich die internationale Berichterstattung am 

deutschen Lagebericht orientiert. So finden 

sich im „Management Commentary“ durch-

aus weite Parallelen zur handelsrechtlichen 

Berichterstattung. Allein die Freiwilligkeit ei-

ner entsprechenden Publikation – nach dem 

Motto „Tue Gutes und rede darüber“ – macht 

den „Management Commentary“ aber noch 

anfälliger für PR-Zwecke als den Lagebe-

richt. Auf keinen Fall darf der Fehler gemacht 

werden, eine Anpassung der deutschen An-

forderungen an die der IFRS zu vollziehen, 

weil sich die Zwecke der Rechnungslegung 

unterscheiden.

Biel: Der „deutsche Lagebericht“ hat demnach 

keine Chancen, internationaler Standard zu 

werden?

Freichel: Auch ich bin der Meinung, dass in-

ternational die deutsche Lageberichterstat-

tungspraxis nicht aufgegriffen werden wird. 

Weltweit existieren unterschiedliche 

Rechtssysteme. Aus diesen folgen bspw. für 

die Unternehmensorgane bzw. die Prüfer un-

terschiedliche Haftungs- bzw. Sanktionsvor-

schriften. Interessant wäre sicherlich zu erfah-

ren, wie sich eine im Nachhinein als nicht an-

gemessen herausstellende Lageberichterstat-

tung der Unternehmensleitung auf die Haftung 

derselben bzw. auf den Abschlussprüfer in 

den USA auswirkt, wenn zahlreiche Anleger 

angeblich aufgrund einer solchen Bericht-

erstattung ihr Geld verloren haben.

durch die einzelnen Unternehmen mit enor-

men Schwierigkeiten und individuellen Frage-

stellungen verbunden.

Freichel: Während der Gesetzgeber in § 286 

HGB für die Berichterstattung im Anhang eine 

Schutzklausel vorgesehen hat, welche die Per-

sönlichkeitsrechte schützt, fehlt ein gesetzli-

cher Schutz von „Betriebsgeheimnissen“ 

bzgl. der Lageberichterstattung. Eine voll-

ständige und richtige Risiko- und Chancenbe-

richterstattung kann allerdings nicht bedeuten, 

dass der Berichterstatter den Wettbewerbern 

über den elektronischen Bundesanzeiger Ge-

schäftsgeheimnisse preisgibt, die letztlich zu 

Wettbewerbsnachteilen führen können. Glei-

ches betrifft sicherlich auch die Berichterstat-

tung über aktuelle Forschungsvorhaben. Einige 

Kommentatoren erkennen eine analoge An-

wendung der Schutzklausel in § 286 HGB für 

die Lageberichterstattung an und weisen auf 

diesen systemischen Fehler der Gesetzes-

vorschriften hin.

Biel: Die IAS/IFRS enthalten keine Bestim-

mungen über einen Lagebericht. Allerdings 

wird dem Management empfohlen, außerhalb 

des Jahresabschlusses einen „Bericht über die 

Unternehmenslage“ (financial review) zu erstel-

len. Darüber hinaus wird eine Umweltberichter-

stattung und Wertschöpfungsrechnung (value 

added) angeregt. Zudem gibt es den „Manage-

ment-Commentary (MC)“. Sind dies Schritte zu 

einer „internationalen Lageberichterstattung“? 

Brösel: Allein der von Ihnen skizzierte derzeiti-

ge Stand zeigt ein eher verstreutes und zu-

sammenhangloses Bild einer nicht verbind-

lichen und somit freiwilligen Berichterstat-

tung. Wie Sie bereits sagen, handelt es sich 

dabei um Empfehlungen. Eine Verbindlichkeit 

der Informationen wird – wenn überhaupt – 

auch sehr lange auf sich warten lassen. Gründe 

sind die Probleme in der länderübergreifenden 

Einigung auf zweckadäquate Berichtspflichten 

und ein dafür erforderlicher Verzicht auf natio-

nale Egoismen.

Biel: Wie bewerten Sie die Chancen einer Ver-

änderung?

Brösel: Triebkräfte wären bestenfalls die 

Vertreter jener Länder, welche die Lagebe-

wirtschaftswissenschaftlichen Studium ein 

Anglistikstudium absolviert haben sollte: 

Die Gesamtzahl englischer Wörter lag bei der 

Siemens AG und der Deutschen Bank AG weit 

über 8.000. Die Anzahl unterschiedlicher 

englischer Wörter lag bei 12 der 30 Unterneh-

men über 300, wobei man bei der Commerz-

bank 465 unterschiedliche englische Wörter 

kennen musste. Der „deutscheste“ Bericht 

kam mit „nur“ 111 unterschiedlichen engli-

schen Wörtern aus.

Biel: Von besonderem Interesse sind die gefor-

derten Angaben zur voraussichtlichen Entwick-

lung der Gesellschaft, auch „Prognosebe-

richt“ genannt, sowie der „Chancenbericht“ 

und auch der „Forschungs- und Entwicklungs-

bericht“. Wie weit reicht diese Berichterstat-

tung? Wird die „DNA des Unternehmens“ 

dargelegt? Entscheidende Erfolgstreiber sind 

Vision und Strategie. Wieweit fließen sie ein? 

Wie lassen sich die berechtigten Informations-

ansprüche der Öffentlichkeit einerseits und die 

Schutzinteressen des Unternehmens anderer-

seits, bspw. gegenüber Wettbewerbern, aus-

balancieren?

Brösel: In der Tat muss hier eine Balance ge-

funden werden. Unternehmen haben ein legiti-

mes Geheimhaltungsinteresse, weil sie die 

Einblicke bzw. Blicke von Konkurrenten fürch-

ten. Im Hinblick auf den Anhang werden die  

Berichtspflichten durch § 286 HGB mit mehre-

ren Ausnahmeregelungen gesetzlich einge-

schränkt. Da der Gesetzgeber beim Anhang 

eine Notwendigkeit zum Schutz sieht, gilt dies 

meines Erachtens im übertragenen Sinne – 

wenn auch nicht konkret geregelt – auch für 

den Lagebericht. Denn ist dieser zu erstellen, 

ist er auch zu publizieren.

Biel: Gibt es also ein Spannungsverhältnis zwi-

schen Informations- und Schutzinteressen?

Brösel: Die Informationsansprüche der ver-

schiedenen Adressaten einerseits und die 

Schutzinteressen des Unternehmens ande-

rerseits müssen ausbalanciert werden. 

Grundsätzlich sollte gelten: Das Wohl des Un-

ternehmens geht vor, weil dies auch im Inter-

esse der Eigner ist, welche schließlich das un-

ternehmerische Risiko tragen! Dies hört sich 

zwar sehr trivial an, ist aber bei der Umsetzung 
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Biel: In neuerer Zeit heißt es, die vermehrten 

regulatorischen Anforderungen und die ge-

stiegenen Erwartungen von Stakeholdern an 

die Unternehmensberichterstattung hätten 

vor allem für kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen zu einer erheblichen Berichtsviel-

falt geführt. Aktuell zieht das Rahmenkon-

zept des IIRC (International Integrated Re-

porting Council) unter dem Begriff „Integra-

ted Reporting (IR)“ die Aufmerksamkeit auf 

sich. Seit Kurzem liegt dazu ein deutschspra-

chiges Sammelwerk von fast 800 Seiten und 

rund 50 Autoren mit 26 Beiträgen vor. Dies 

lässt vermutlich den Schluss zu, die Diskus-

sion zur „richtigen Berichterstattung“ ist und 

bleibt ein Dauerthema. Diese neuere Diskus-

sion zeigt Gemeinsamkeiten, aber auch Un-

terschiede im Vergleich zum Lagebericht. 

Wie bewerten Sie die Möglichkeiten und 

Grenzen, die Berichterstattung nach IIRC in 

die gesetzliche Lageberichterstattung einzu-

beziehen?

Brösel: Diese Entwicklungen folgen dem 

Zeitgeist. Das Ausmaß solcher Ideen geht weg 

vom Kern der Betriebswirtschaftslehre, der Ab-

wägung von Nutzen und Kosten bestimmter 

Maßnahmen.

Biel: Sehen Sie auch Neues und Diskussions-

würdiges in dieser Entwicklung?

Brösel: Im Hinblick auf die Vorschläge des IIRC 

gibt es – abgesehen von der Überfrachtung um 

vermeintliche Stakeholderinteressen und einer 

damit verbundenen erheblichen Bedeu-

tungszunahme nichtfinanzieller Informati-

onen – so manche überraschenden Aspekte: 

So ist z. B. in Zeiten immer kürzer werdender 

Produktlebenszyklen und größerer Dynamik im 

Unternehmensumfeld fraglich, warum der Be-

trachtungshorizont so lang gewählt werden 

soll. Auch ist utopisch zu glauben, dass es 

möglich ist, auf ganzheitlicher Ebene darzu-

stellen, wie einzelne interdependente Einfluss-

größen miteinander verbunden sind und wie 

sich diese auf den Unternehmenswert auswir-

ken. Hier wird unter anderem vergessen, dass 

es den Unternehmenswert nicht gibt, weil 

Werte immer subjektiv sind, und dass nicht 

alle Einflussgrößen identifizierbar und bewert-

bar sind. Gäbe es sonst einen originären Good-

will? Insgesamt erscheint mir die Idee der Ver-

knüpfung recht utopisch.

Biel: Könnten auch hier Interessen oder Ab-

sichten im Spiel sein?

Brösel: Man muss berücksichtigen, dass die 

vermeintlichen Standardsetzer, die sich in Stel-

lung bringen, zum einen ihre Existenz legiti-

mieren wollen oder müssen und sich zum 

anderen nicht unbedingt primär am Zweck der 

Rechnungslegung bzw. der Berichterstattung, 

sondern vielmehr am eigenen Ziel, also am Ziel 

der „entsendenden“ Institution, orientieren.

Biel: Ein Perspektivwechsel. Ist es nicht auch 

schwierig, derart komplexe Berichte zu prüfen 

und zu bestätigen?

Brösel: Ja, integrierte Berichte haben noch 

viel mehr als der „deutsche Lagebericht“ 

mit ihrer externen Testierbarkeit zu kämp-

fen. Die Angaben, die in einem solchen Be-

richtswerk genannt werden, sind aber nur dann 

für den Kapitalmarkt wertvoll, wenn sie testier-

bar sind. Gleichwohl ist nicht alles betriebswirt-

schaftlich wertvoll, was testierbar ist.

Biel: Was sagt der Wirtschaftsprüfer dazu? 

Lebt die Diskussion zur „Erwartungslücke“ 

möglicherweise wieder auf? 

Freichel: Für Wirtschaftsprüfer ist gerade der 

letzte Aspekt, also die Frage nach der „Testier-

barkeit“ solcher Berichte, relevant. Sofern sol-

che Berichte von Wirtschaftsprüfern „bestätigt“ 

werden sollen, dürften sich Fragen rund um 

die sog. Erwartungslücke, also eine Abwei-

chung zwischen dem, was die Öffentlichkeit 

von der Arbeit des Abschlussprüfers erwartet 

bzw. versteht, und dem, was der Abschlussprü-

fer tatsächlich leisten kann, verstärken.

Biel: Unser Dialog, insbesondere auch dank Ih-

rer Antworten, mündet zum Ende des Inter-

views in Fragestellungen zu den „Grundsätzen 

und Prinzipien der Berichterstattung“. Kön-

nen Sie sich eine Weiterentwicklung des Lage-

berichts zu einem integrierten Bericht aller rele-

vanten gesetzlichen und freiwilligen finanziellen 

und nichtfinanziellen Berichte vorstellen? Favo-

risieren Sie eher eine Zusammenführung mit 

anderen Berichten oder sprechen Sie sich für 

separate Berichte mit entsprechenden Verwei-

sen und Querverbindungen aus?

Brösel: Grundsätzlich würde ich am Lage-

bericht festhalten wollen. Er sollte ein se-

parates Berichtsinstrument bleiben, für das 
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für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, nicht ver-

gessen werden. 

Biel: Herr Prof. Dr. Brösel, Herr Freichel, Sie 

haben sich außerordentlich engagiert einge-

bracht. Besonders freut mich, dass Sie sowohl 

theoretische als auch praktische Aspekte an-

gesprochen haben. Zudem haben Sie nicht nur 

Fakten, sondern auch Ihre Meinung vermittelt – 

und damit vermutlich weitere Diskussionen an-

gestoßen und ggf. auch Interviews. Dafür Dank 

und Respekt – auch im Namen unseres Her-

ausgebers, der Redaktion und ganz besonders 

unserer Leserinnen und Leser. Als Interviewer 

bin ich sehr dankbar für die angenehme Zu-

sammenarbeit, für den guten Austausch so-

wohl dem Inhalt als auch dem Stil nach.  

Biel: Last, but not least: Stimmt die Rich-

tung? Sollten wir mehr die Konzentration auf 

besonders relevante Aussagen oder eher die 

Erweiterung und Verfeinerung der Unterneh-

mensberichterstattung in die Aufmerksamkeit 

stellen? Stehen Aufwand, Aussagefähigkeit 

und Informationsinteresse in einem vernünfti-

gen Verhältnis, wenn wir die externe Bericht-

erstattung – über den Jahresabschluss hin-

aus – betrachten? Sind wir bezüglich der  

externen Überwachung der Unternehmen auf 

einem guten Weg? 

Brösel: Die Grenzen sind längst über-

schritten – was den Umfang der Berichts-

pflichten, die Dynamik der Regeländerun-

gen und deren Komplexität betrifft. Es 

sollte eine Konzentration auf wirtschaftlich re-

levante Informationen erfolgen. Es kann nicht 

das Ziel sein, Berichte über hunderte Seiten 

zu produzieren, die es dem Leser erschweren, 

die wirklich relevanten Informationen heraus-

zufiltern und zu verarbeiten. Hier sollte dem 

Schutz der Bilanzadressaten, insbesondere 

der Kleinanleger, vor Informationsüberflutung 

zukünftig eine höhere Bedeutung beigemes-

sen werden.

Biel: Und mit dem Stand der Überwachung sind 

Sie zufrieden?

Brösel: Im Hinblick auf die Überwachung sind 

wir auf einem guten Weg. Im letzten Jahr-

zehnt haben wir diesbezüglich in Deutschland 

große Fortschritte erzielt. Noch nie existierte 

eine solch umfangreiche und detaillierte Un-

ternehmensüberwachung wie derzeit. Denken 

Sie dabei an die BaFin, die DPR usw. Insbe-

sondere die DPR leistet hier eine gute Arbeit. 

Auch die Rechte und Pflichten des Aufsichts-

rates wurden in den vergangenen Jahren er-

heblich gestärkt.

Biel: Herr Freichel, sehen Sie es auch so?

Freichel: Ja, ich kann mich anschließen, und 

möchte auch aus meiner Sicht betonen, dass 

bei der Berichterstattung die Konzentration 

Vorrang vor der Verfeinerung haben sollte. 

Bezüglich der Überwachung sollte die Aufsicht 

über die Wirtschaftsprüfer, also vor allem die 

Wirtschaftsprüferkammer und die Abschluss-

prüferaufsichtskommission, zukünftig Ab-

die aktuellen Berichtspflichten nicht ohne öko-

nomisch sinnvollen Grund erweitert werden 

dürfen. Der Lagebericht ist heute schon sehr 

umfangreich und mit sehr vielen Detailinforma-

tionen überfrachtet. Schauen Sie sich den La-

gebericht der Deutschen Bank AG des Jahres 

2014 an: Dieser umfasst weit mehr als 100 

Seiten. Dann müssen Sie noch die knapp 70 

Seiten des Jahresabschlusses lesen und ver-

stehen. Aufgrund der Einbindung in den Kon-

zernverbund kommt die Lektüre des Konzern-

abschlusses – ca. 190 Seiten – und des Kon-

zernlageberichts – weitere 375 Seiten – hinzu. 

Über 700 Seiten lese ich als Kleinanleger 

mal nicht so bei einer Flasche Wein – ich 

denke, hier wird über das Ziel hinausge-

schossen.

Biel: Haben Sie eine Idee, wie ggf. eine Weiter-

entwicklung aussehen könnte?

Brösel: Eine Weiterentwicklung wäre zum ei-

nen z. B. eine Vorgabe einer sinnvollen ver-

bindlichen Gliederung, wie es der deutsche 

Gesetzgeber ja auch für Bilanz und Gewinn- 

und Verlustrechnung in den §§ 266 und 275 

HGB sowie mittlerweile gemäß § 284 HGB teil-

weise für den Anhang möglich macht. Zum an-

deren sind die Pflichtangaben auf ein sinnvolles 

Maß zu reduzieren. Weniger ist manchmal – 

wie auch hier – mehr! Zudem muss für den  

Bilanzleser klar erkennbar sein, welche Infor-

mationen gesetzlich gefordert sind und was als 

„Bonus“ durch die Unternehmen bereitgestellt 

wird. Die Vermischung von gesetzlichen und 

freiwilligen Informationen ist kritisch.

Biel: Bitte werfen Sie noch einmal einen Blick auf 

die Praxis.

Freichel: Die Praxis hat eine mehr oder weni-

ger einheitliche bzw. sinnvolle Gliederung aus 

den gesetzlichen Vorschriften bzw. den Richt-

linien des DRS 20 abgeleitet. Es ist allerdings 

richtig, dass für die einzelnen Unternehmen 

ein erheblicher Gliederungsspielraum besteht. 

Im Zeitablauf soll die gewählte Gliederung  

i. S. d. Stetigkeit beibehalten werden. Jedoch 

werden sich gewöhnlich Gründe für ein Ab-

weichen von der ursprünglichen Gliederung in 

der Praxis, z. B. eine transparentere Darstel-

lung der Lage für den Adressaten, recht ein-

fach finden lassen.
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